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Bericht über die Sitzung 2/2014 des Hauptausschusses 
am 26. Juni 2014 in Bonn
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GUNTHER SPILLNER
Leiter Büro Hauptausschuss im BIBB

Die allgemeine WM-Begeisterung lenkte den Hauptaus-

schuss des BIBB in seiner Sommersitzung nicht davon 

ab, sich unter Leitung von Elke Hannack, DGB, auf sei-

ne Aufgaben zu konzentrieren und aktuellen berufsbil-

dungspolitischen Themen zu widmen. Hierzu gehörten 

die Empfehlungen des Wissenschaftsrats zum Verhält-

nis von beruflicher und akademischer Bildung und das 

finanziell deutlich ausgeweitete Sonderprogramm des 

Bundes zur »Förderung der beruflichen Mobilität von 

ausbildungsinteressierten Jugendlichen und arbeitslo-

sen Fachkräften aus Europa« (MobiPro-EU). Auftakt zur 

Sitzung bildete zunächst aber ein Bericht zu Aufgaben 

und Zielen der Bundesregierung für die laufende Legis-

laturperiode.

Berufliche Bildung 2014 bis 2017

Für das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) informierten Kornelia Haugg und Thomas 
Sondermann über Grundlage und Ziele der Regierungs-
arbeit in den kommenden drei Jahren. Zentrale berufsbil-
dungspolitische Themen seien der Übergang von der Schu-
le in betriebliche Ausbildung, die Fachkräftesicherung und 
Durchlässigkeit zwischen akademischer und beruflicher 
Bildung. In der Berufsbildung sollte möglichst jeder jun-
ge Mensch zu einem Abschluss geführt, jedem Abschluss 
eine Anschlussmöglichkeit eröffnet und die Bereitschaft 
zum lebenslangen Lernen gefördert werden. Zur Verhin-
derung von Schulabbrüchen und zur Verbesserung der 
Übergänge von der Schule in die duale Berufsausbildung 
werde die Bildungsketten-Initiative des BMBF fortgesetzt. 
Es gehe um die passgenauere Gestaltung des Übergangs 
von der Schule in den Beruf, den Rückbau des Übergangs-
bereichs und gemeinsame Lösungen in Sachen assistierte 
Ausbildung, um gemeinsam mit allen Ländern zu einem für 
jedes Land konsistenten Gesamtsystem zu kommen. Die 
Umsetzung der Inklusion und die damit einhergehenden 

Veränderungen in der beruflichen Bildung seien eine an-
dere wichtige Aufgabe. Zur Förderung der Durchlässigkeit 
sollen bessere Anrechnungsmöglichkeiten geschaffen, das 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz genutzt und hyb-
ride Qualifikationen entwickelt werden. Unter dem Stich-
wort »Weiterlernen« seien Alphabetisierung und Grundbil-
dung wichtig, hier insbesondere die arbeitsplatzorientierte 
Grundbildung. Die internationale Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung bleibe ein Schwerpunktthema. 
Für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) berichtete Stefan Schnorr anschließend über 
Stand und Planungen in Bezug auf die »Allianz für Aus- 
und Weiterbildung«. 

Verhältnis von beruflicher und akademischer 
Bildung

Als Vorsitzender des Wissenschaftsrats informierte Prof. 
Dr.-Ing. Wolfgang Marquardt über den Entstehungs-
kontext der Empfehlungen zum Verhältnis von berufli-
cher und akademischer Bildung, über die Leitlinien der 
Empfehlungen und die Balance zwischen akademischer 
und beruflicher Bildung sowie über die als zentral iden-
tifizierten Handlungsfelder. Hierbei handele es sich um 
die Ausbildungsentscheidungen von Schulabgängerinnen 
und Schulabgängern, um Übergänge zwischen beruflicher 
und akademischer Bildung und um hybride Ausbildungs-
formate. Fähigkeits- und interessengeleitete Bildungsent-
scheidungen müssten durch geeignete Angebote gefördert 
sowie vielfältige und flexibel anpassbare Bildungswege 
eröffnet werden. Für Durchlässigkeit und Verzahnung von 
beruflicher und akademischer Bildung sei die gegenseitige 
Anrechnung und Anerkennung zentral. Beides sei sehr viel 
einfacher und in der Breite zu realisieren, wenn gegensei-
tig anrechenbare Module existierten.
Mitglieder aller Bänke dankten Marquardt und dem Wis-
senschaftsrat für die enorme Hilfe und Unterstützung, die 
die Empfehlungen im Interesse einer Gleichwertigkeit von 
beruflicher und akademischer Bildung leisteten. Man sei 
beeindruckt und überrascht von der Breite, der Wertig-
keit und dem offenen »Geist« der Empfehlungen. DGB und 
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Kammerorganisationen machten deutlich, dass aus ihrer 
Sicht Modularisierung nicht der Lösungsweg sein könne. 
Der Nachweis der beruflichen Handlungskompetenz durch 
eine umfassende Berufsabschlussprüfung sei unentbehrlich. 
Marquardt gab zu bedenken, dass auch im universitären 
Bereich vergleichbare Einwände gegen den Bologna-Pro-
zess bestanden hätten und teilweise noch bestünden. 
Durchlässigkeit und Verzahnung seien aber nicht ohne 
Möglichkeiten für kontinuierliche Übergänge und mehrdi-
mensionale Einschätzungen möglich; für eine Umsetzbar-
keit brauche man verbindliche und allgemein anerkannte 
Module. Es sei wichtig, sich dem Thema ideologiefrei, ge-
duldig und mit langem Atem zu widmen.

MobiPro-EU

Dr. Dagmar Beer-Kern informierte für das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) über den aktu-
ellen Sachstand und Perspektiven des Sonderprogramms 
des Bundes zur »Förderung der beruflichen Mobilität von 
ausbildungsinteressierten Jugendlichen und arbeitslosen 
Fachkräften aus Europa« (MobiPro-EU). Es sei kein Regel- 
instrument und auch nicht dazu gedacht, den gesamten 
europäischen Bedarf zu decken. Wegen des großen Inter- 
esses würden die Haushaltsmittel für 2014 noch einmal 
aufgestockt. Ab 2015 werde sich das Sonderprogramm auf 
die Förderung von ausbildungsinteressierten jungen Men-
schen aus der Europäischen Union konzentrieren; Fach-
kräfte würden dann nicht mehr unterstützt. Voraussicht-
lich könnten im nächsten Jahr über 2000 junge Menschen 
durch Projekte gefördert werden. Auf Anregung der Länder 
könnten künftig vermehrt regional aufbereitete Informa- 
tionen an diese gegeben werden, damit auf die Umsetzung 
des Sonderprogramms vor Ort besser Einfluss genommen 
werden könne.

Kompetenzorientiert formulierte Ausbildungs- 
ordnungen

Einvernehmlich wurde die »Empfehlung zur Struktur und 
Gestaltung von Ausbildungsordnungen – Ausbildungs-
berufsbild, Ausbildungsrahmenplan« verabschiedet, die 
klare Qualitätsmaßstäbe für die Ordnungsarbeit setzt. 
Mit der Umsetzung dieser Empfehlung sollen Kompetenz- 
orientierung und das Kompetenzverständnis des Deut-
schen Qualifikationsrahmens (DQR) verstärkt Eingang in 
Ausbildungsordnungen finden. Diese Empfehlung soll auf 
alle Ordnungsverfahren, die mit dem Antragsgespräch 
2015 beginnen, Anwendung finden. Der Hauptausschuss 
wird die Anwendung der Empfehlung in der Ordnungspra-
xis begleiten und nach fünf Jahren eine Evaluierung veran-
lassen. Unter Berücksichtigung der Evaluationsergebnisse 
soll diese Empfehlung fortgeschrieben werden. Von beiden 

Sozialpartnern wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass sich die Handlungsfelder (bisher Berufsbildpositio-
nen) nur auf Ausbildungsordnungen, nicht auf Prüfungen 
beziehen.

Weitere Themen

Der Hauptausschuss setzte eine neue Arbeitsgruppe ein, 
die eine Empfehlung (»Blaupause«) zur vollzeitschuli-
schen Ausbildung nach BBiG-Berufen und zu Assisten-
tenausbildungen nach Landesrecht, zur Abgrenzung der 
Ausbildungsgänge und Erarbeitung von Prüfkriterien als 
Grundlage für eine Empfehlung erarbeiten soll. Zur Bera-
tung von Möglichkeiten und Grenzen der Überführung von 
Berufen des Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesens 
soll darüber hinaus ein Workshop stattfinden, um Gele-
genheit zu bieten, sich über den Status quo und darüber zu 
informieren, welche Rolle eine Dualisierung dieser Berufe 
spielen könnte. Im Rahmen des Workshops sollen auch die 
aktuellen Finanzierungsströme betrachtet werden.
Der Hauptausschuss beauftragte seine Arbeitsgruppe Aus-
bildungspersonal, einen Empfehlungsentwurf zur Aus-
legung der im BBiG geltenden Vorgaben zur Präsenz von 
Ausbilderinnen und Ausbildern zu erarbeiten. Besonders 
berücksichtigt werden sollen dabei die Qualitätsstandards 
des BBiG und die vielfältigen Veränderungen der betrieb-
lichen Kommunikations- und Kooperationsformen durch 
neue Medien, durch die Flexibilisierung von Arbeitszeiten, 
neue Arbeitszeitmodelle und Betriebsformen in Unterneh-
men aller Größenordnungen und Branchen. 
Der Hauptausschuss stimmte darüber hinaus der Verord-
nung über die Berufsausbildung zum/zur Rechtsanwalts-
gehilfen/-in, Notargehilfen/-in, Rechtsanwalts- und No-
targehilfen/-in und Patentanwaltsgehilfen/-in (ReNoPat) 
zu. Beschlossen wurden außerdem Verordnungen über die 
Prüfung zum anerkannten Fortbildungsabschluss Geprüf-
te/-r Fachwirt/-in für Marketing, Geprüfte/-r Fachwirt/-in 
für Einkauf und Geprüfte/-r Fachmann/Fachfrau für kauf-
männische Betriebsführung nach der Handwerksordnung 
sowie die Dritte Verordnung zur Änderung und Aufhebung 
von Fortbildungsprüfungsverordnungen und die Verord-
nung über die Eignung der Ausbildungsstätte für die Be-
rufsausbildung zum Milchwirtschaftlichen Laboranten/
zur Milchwirtschaftlichen Laborantin. 
Der Hauptausschuss stellte schließlich den Haushaltsplan 
des Instituts für das Haushaltsjahr 2014 fest und nahm die 
mittelfristige Finanzplanung des BIBB für die Jahre 2013 
bis 2017 zur Kenntnis. s
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